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Todesschüsse auf Kurdlnnen
Aufklärung ist dringend geboten

von Wolf-Dieter Narr

Aus Protest gegen die Verschleppung Abdullah Ocahns aus
Kenia und seine Inhaftierung in der Türkei haben Kurdlnnen
am 17. Februar 1999 versucht, das israelische Konsulat in Ber-
lin zu besetzen Vier Teilneh¡netlnnen dieser Aktion wurden
dabei von israelischen Sicherheitsbeamten erschossen. Ob-
wohl die Ereignisse selbst nach r¡¡ie vor nur in Umrissen be-
kannt sind, muß sich auch ein Informationsdienst wie Bärger-
rechte & Polizei in dieser Sache zu Wort melden. Wir können
d¿bei nur Fragen stellen - allerdings sehr dringliche und Kon-
sequenzen anmahnende.

Eine Kurdin und drei Kurden kamen am 17. Februar 1999 ums Leben.
Sie wurden von zwei is¡aelischen Sicherheitsbeamten erschossen. Deut-
sche Polizeibeamdnnen und -beamte waren primär beobachtend zugegen.
Das Ereignis ist nur in den Bruta facta geklärt, nicht in seinem Hergang.
Trotz vieler richtiger Fragen in der seriösen Presse und trotz der Fragen,
die vor allem die Ânw¡ilte der inhaftierte¡ Ku¡dlnnen gestellt haben, be-
steht die Gefahr, daß bald anläßlich neuer Ereþisse die nötige ,{ufklä-
rung und die nötigen l(onsequenzen bestenfalls auf die lange Bank ge-
schoben werden - bis sich nur noch Expertlnnen datum kümmern und
sich der Ereþissc erinnern. Im schlimmeren, aber nicht unwahrscheinli-
chen Falle rvird die môgliche Aufklärung versäumt und bestehen <lie Kon-
sequenzcn allein darin, kurdische Flüchtlinge hinfort noch schneller abzu-
schieben, Demonstrati<¡nen möglichst nicht zuzulassen, das Polizei¡echt
zu veschärfen oder - da dieses de lege lata vollkommen ausreicht - ver-
schärft zu interpretieren u.ä.m.
Die andere Gefahr besteht darin, daß das ,,I(urdenproblem", soweit es in 

.

nicht unerheblichem Maße die BRD und andere Länder der EU angeht,
weiterhin vor allem als Polizei- und Abschiebeproblem behandelt wird,

überall dort jedenfalls, wo Kurdinnen und Kurden als rlrbeitsmigrantln-
nen oder Âsylsuchende in irgendeiner Weise politisch und/oder kdminell
auffällig we¡den. Dieser politische Mißbrauch der l)olizei, ihr Gebrauch an
Stelle von erfordedicher Politilq kurzum als Ersatzpolitik, ist im Zusam-
'menhang der Ereignisse rund um die Verschleppung und Verhaftung von
Flern Ocalan durch den trirkischen Geheirndienst klar und deudich fest-
zuhalten.
Im folgenden kann aus Platzgninden nur auf das tödliche Ereþis am
17.2.1999 in Bedin eingegangen werden. Das ist der Sache nach falsch.
Auch wit erwecken damit den Ânschein, als könne dieses Ereignis, als
könne vor allem die jeweils genau zu bezeichnende und zu differenzieren-
de Gewalt mâncher l{u¡dlnnen unmittelbar erklärt werden. Obwohl þhy-
sische) Gewaltakte aller Art fast immer zur unmittelb¿ren Reaktjon ..i""rr,
sind sie in aller Regel hochgtadþ vermittelt. Das heißt, sie werden von
Bedingungen produziett, die sich dem di¡ekt hinsehenden Âuge und der
unmittelbaren Beurteilung entziehen. Diese alþemeine Festsiellung grlt
insbesondere für Gewaltatte, so sie von Kurdenlndividuell oder kollektiv
ausgehen. Will man formell privater Gewalt nicht mit neuer, diesmal for-
mell öffentlich-staatlicher Gewalt begegnen, r¡¡ill man einerseits versrehen,
wie es zu solchen gewalthaften Eruptionen beispielsweise nach der Ent-
führung und Ve¡haf.tung Abdullah Öcalans gekommen ist, und will man
andererseits zukünftige Gewalt, nicht zuleut auch gegen I(urdinnen und
Kurden vermeiden, dann mul] man den trirkischen, den internationalen
und nicht zvleù,t den deutschen Kontext der ,,Kurdenfrage" als Frage an
viele Staaten und deren Regierungen analysieren. E¡st vor dem Hinter-
grund solcher rücksichtslosen ,toalysen, die keine staatlichen Interessen
vorab akzeptieren und darum einäugig erfolgen, lassen sich politische,
statt gewalttätiger Iösungen anst¡eben. Letztere bestelren auch und vc¡r
allem darin, daß die mensche¡rechtlich legitimen Interessen det Kurdln-
nen gewaltförmig negiert und notfalls gewalthaft unterddickt werden.

Die Ereignisse in und um das Konsulât - Festst€hendes

Von dem, was am 17.2.1999 im und um das israelische Konsulat in Bedin
geschah, stehen nur die gröbsten F-ekten und die unmittelbaren Foþn -
der Tod von vie¡ Menschen - wi¡klich fest.

,,Die Obduktionen eqpben, daß ,A,hmet Acat Q4) durch einen Becken-
steckschuß starb, Mustafa Iftrt (28) wurde von einem Projektil in die
rechte hintere Brustseite getroffen. Die l8jährige Sema ,tlp wurde zwei-
mal geuoffen: im Hinterkopf und unterhalb des linken Schulte¡blatts.
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Siman Karakus (2ó) starb crst am vergangenen Samstag an einem Quer-
schläger, der ihn in den Nacken traf."r
Fest stehen weiter die unmittelbaren Täter - zwei israelische Sicherheits-
beamte des l(onsul¿ts - sou¡ie Ort und Zeiç das israelische Generalkon-
sulat in Ber[n am 17.2.1999 zwischen 13.30 und 14.00 Uht.2

Konfusion und Widereprüche

Sonst ist nahezu alles offen; teils konfus, teiìs widersprüchüch. Daß dem
so ist, liegt nicht primär daran, daß gewalttätige Âuseinandersetzungen
getade die unmittelb.. 3s¿¿iligten hochgradig uninfo¡miert lassen bz'¡¡. zu
panischen Projektionen, ia Erfindungen alier Art motivieren. Daß dem so
ist, rührt vielmehr vor allem daher, daß die aktjv und passiv am Ort des

Geschehens Beteilþten, der an und für sich vedeichsweise übersichdich
isq hochgmdig an ihrer eþenen Wahrnehmung samt Interpretation, an

ihrer Inte¡pretation samt V(/ahrnehmung interessiert sind.
Insbesondere spielen die jeweils ,,höherrangigen Interessen" der hinter-
g-.dig beteiligten Institutionen eine maßgebliche Rolle. Als da sind:
- die Angehörigen des israelischen Konsulats, insbesondere die beiden

Sicherheitsbeamten - hintergründig: der Staat Istael;
- die am Ort befindlichen Bediner Polizeibeamten - hintergnindig: die

Berlinet Polizei insgesamt; der Innensenator und die Berliner Landes-
tegierung samt ihren Parteien; schließlich der Bundesinnenmioister
und die Bundestegierung;

- die an det versuchteh Besetzuhg des Konsul"¿s þ¿¡siligten l(utdinnen
und Kurden - hintergründig: ihte y.¡¡sldiger; diverse kurdische
Gruppen;,,die" Sache der l(urden.

Datum ist selbst die an sich leicht zu.klärende Ftage offen, wet von det
bundesdeutschen Polizei und wer von den Kurden vedetzt worden ist.

Fragen übet Ftagen

Fragen i.iber Fragen im unmittelbaren Kontext und im Ketn des Ereþis-
ses (Fragen die noch unterzudifferenzicren sind):r
- rJíer von israelischer, wer von Be¡liner Seite (lnnensenat/Pohzø)

wußte wann, daß ein Sn¡rm kurdischer Gnrppen auf das l(onsulat an-

I Südtlcutschc Zcitung v. 5.3.1999
2 vgl zu dcn zcitlichcn l)ctails:'l'agcsspicgcl v.22.2)999
3 tagcszcitungv. 27.2.1999

stehe? Und wer hat r¡¡en wann informiert? Immerhin hat der Bediner
Irurensenator Eckart Werthebach ,¡or dem Abgeordnetenhaus ein-
räumen müssen, daß er zwei schriftliche Hinweise aus dem Bundes-
krirninalamt falsch eingeschätzt habe. Er habe darin ,absûakte Sicher-
heitsanalysen' und keine,konkreten GeFåhrdungszuweisungen' gese-

hentt.4

- Wann kamen Berliner Polzeibeamte in welchen Abständen und in
welcher Zahl an den Ort des Geschehens?

- Wann sind Kurdlnnen wie in welcher Zahl mit welchen Mitteln auÊ

getreten, in welcher Weise und in welcher Foþ sind sie ins Konsu-
latsgebäude eingedrungen, wo sind sie in welcher Zahl evenruell mit
welchen Droh- oder eingesetzten Mitteln hingegangen?

- Wie haben welche Angehörþe des israelischen Konsulats auf die
ankommenden, die andrängenden (?), die anstürmenden Q) I(urden
reagiett?

- Vor allem und für eine I(urdin und dtei Kurden lebensentscheidend:
wer von den zwei Sicherheitskräften hat wann, in welcher Situation
und in welcher Weise, wie viele Schüsse in welcher Folge abgegeben?

Gab es einen Warnschuß? Wu¡den Schüsse nur innerhalb des Gebäu-
des abgegeben? Waren die beiden Sicherheitsk¡äfte unmittelbar be-
droht (oder einer von ihnen)? Hat ein Kurde oder haben mehrere um
die Waffe eines der Sicherlreitsbeamten gerungen? lù(/ie waren die Si-
cherheitsk¡äfte ausgebildet; wie lautete ihr Aufuag?

- Gab es zwischen den beteiligten Gruppen - I(onsulatsangehörþn,
Sicherheitskräften, Bedine¡ Polizeibeamtlnnen und Kurdlonen - eine
Art EreþisdynamiL derart etwa, wie sie von kurdischer Seite be-
hauptet wi¡d: Die anwesenden l{urden seien schnell und ohne andere
eigene Möglichkeit, sich zu verhalten, zwischen die israelischen Si-
cherheitsk¡äfte und die nachdrängende Berliner Polizei eingeklemmt
worden?

Es liegt eine Fülle zitabler Evidenz vor. Indes, all die Offenkundigkeiten
widersprechen sich, je nach A,ugeninteressenquelle. Solche Widersprüch-
Iichkeiten heben an mit der Zahl der abgefeuerten Schüsse. Sie ende¡ bei
den drei am rneisten bohrenden Fragen:
- Handelten die israelischen Sicherheitsk¡äfte in einer vergleichsweise

eindeutþen Nonvehrsiruation? \)7enn diese gegeben gewesen sein
sollte: waren die Art ihrer Schüsse @amschüsse oder nicht), war de-

4 SüddcutschcZcitungv. 5,3.1999

8483



ten Zahl und war deren Richtung @rusthöhe, Kopf oder Beine) not_
wendig?

- Ist das israelische Konsulat von der Berliner polizei unzureichend
geschützt worden? Schon bevor das'Eteþis begann und dann trotz
'der unterzahl der Polizeibeamren wäh¡end desselLn? Haben sich die
Polizeibeamten am ort möglicherreise Ko'flikt verschárfend und
nicht entschârfend verhaltenl Liegt ein schuldhaftes versäumnis vor,
da vo¡het zuhandene Informationen fahrlässig oberflächlich interpre-
tiert worden sind und nicht sofort gefahrangãmessen gehandelt wor-
den ist?

- $lie ist die Gruppe der Kurdinnen und Kurden einzuschätzen, die die
Botschaft bedrängte und in sie hineindrängte? Waren diese Leute zu
allem entschlossene Gewalttâter? !íelchã Absicht verfoþten sie
eventuell mit ih¡er Gewalt? Odet wäre es denkbar gewesen, vãn deut-
scher Poüzeíseite aus zuerst, gewalùfreie ,{,uswege aus dem sich an-
bahnenden I{onflikt zu finden, bevor sich detselbe mörderisch zuç-
spiøt hatte?

Berliner und Übetbetlinen die bundespolitischen Foþn

Die Kommentatorin der Süddeutschen Zeirung(,,erre;1 hat Recht: ,,Die
Öffentlichkeit (vor allem die Angehorþtr d.i Tot.n'im engeren und
wejteren Sinne, WDN) hat ein Recht darauf, so genau wie möglich zu
erfahteq was wirklich am 17. Februar im Bereich áes israelisch.À G.rr.-
ra.lkonsulats in Bedin geschehen ist. Auch wenn die Aussagen der am
Einsatz beteiligten Polizeibeamten in den entscheidenden punkten der
Darstellung der israelischen Sicherheitsbeamten widersprechen. Auch
wenn nach diesen Berichten und Obduktionsbefunden von einer Not-
wehrsiruation de¡ israelischen Sicherheitsbeamten nicht mehr gesprochen
werden kann. .Auch wenn die Sicherheitsk¡äfte durch ihren diplomati-
schen Status vor weiteren Ermittlungcn und vor einem Verfahren ge-
schützt sind. Auch wenn man in diesem Land rnit Israel (aus guten, meist
durchschlagenden Gründen, lü(iDN) nur seht ungern einen Konflikt hat.
Und auch wenn die Bediner Poüzei, möglicherweise wegen der rätselhaf-
ten Info¡mationspolitik dcr Israelis, mit viel zu wenig Beamten am Ein-
satzort war."5
{Jm solcher notwendiger Ermittlungen willen ist ein Doppeltes erforder-
lich. Zum etsten mùssen die Voraussetzungen aufdeckender, nicht vern¡-

schender Ermitdungen dadurch geschaffen urerden, daß deren erstrangige
politische Bedeutung anerkannt'vird, Die Voraussetzungen müssen Bun-
deskanzler, r{,ußenminister und Regierender Bürgermeister von Berün
zusammen mit dem Ministe¡präsidenten Israels in aller Offenheit, mit
allem möglichen Entqeçnkommen und einschüeßlich des Risikos be-
grenztet Konflikte suchen. Hierbei ist klar und eindeutig, daß israelische
Konsulate und ähnliche Einrichtungen samt ihrer Angehörþn eines be-
sonderen Schutzes sicher sein müssen - eines Schutzes, der bundes-
deutsch zu gewährleisten ist. Dann können und müssen sich auch Kon-
sulate und Botschaften an bundesdeutsche Rechtsstandards halten, Die
Bundesrepublik rnuß nachdnicklich deutlich machen, daß Konsulate,und
Botschaften trotz ih¡es Sonderschutzes und der Sonderstellung ihrer An-
gehörigen keine rechtsfreien Räume darstellen.
Zum anderen ist ein möglichst unabhängþer Untersuchungsausschuß
einzurichten, von bundesdeutscher Seite initüert, der binnen eines halben
Jahres einen umfasse¡den Bericht vorzulegen hat. In diesem Bedcht müs-.
sen alle Quellen, alle loformationsverweigerungen, alle eindeutigen und
alle mehrdeutig bleibenden Ereþisvethalte u.ä.m. klar und deutlich pub-
liziet werden. Mitglieder des möglichst lçleinen ,tusschusses sollten aus
allen d¡ei hauptsächlich beteiligten Gruppen gewählt werden. Wenigstens
vier weitere Mitglieder samt Vorsirzender/Vorsitzendem sollten kompe-
ten te Kriminologlnnen, J uris tlnnen oder Polizeiforscherlnnen sein. Au ch
bei diesen ist darauf zu achten, daß sowohl Personen l<urdischer, israeli-
scher und deutscher Provenienz beteiþt sind, ohne eine staatliche Seite
zu vertreten.
Ein Untersuchungsausschuß des Berliner,{bgeordnetenhauses könnte zu
einer notwendigen I(lärung nicht zureichend beitragen. Wenn dieser -A.us-
schuß - wie die Fraktionsspitze der Berliner Grünen fordert - die Frage
klären soll, ob die Berliner Polizei ,,hauptstadtFáhig" sei,6 bewegt er siih
bereits auf der falschen UntersuchungsFåhte.

PS.¡

Die vielfältigen demonstrariven Ereþisse in der Bundesrepublik nach der
Entführung Abdullah öcalans demonstrieren ihrerseits zwãi Sachverhalte.
Zum einen, daß die A¡t der Demonstrationen - in diesem Fall kurdischer
- und die Frage, ob sie zu gewalttãtþen ,tkten führen, in hohem Maße
vom verhalten der zuständigen politischen und polizeilichen vertreter
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abhängen. ,Jede Kurdendemonst¡ation ist anders,.. schreibt Martin
I{ingst zu Rechr.?
Die;fr befcrlgte Devise des Wiesbadener CDU-Abgeordneten,{. I{ein -
,,1ü(/enn der staat sich wie in wiesbaden als starker siaat darstellg ufert das
nicht so aus"8 - ist eindeutig empirisch falsch, von der menschenrechtlich
demok¡atischen Verfehlungg nz zu schweigen. Zum anderen belegt der
Umstand, daß politisch-polizeiliche Repräsentaotlnnen in Frankfurt,-Düs-
seldorf und anderwärts nicht nach Kleins Devise verfuhren, daß die Kur-
deafrage innerbundesrepublikanisch systematisch falsch als poüzei- únd
Abschiebefrage behandelt und damit Gewalt in mehrfacherrveise staatli-
cherseits mitproduziert wid. Dadurch drücken sich die Regiemogen der
Länder und des Bundes auch außerhalb der Bundesrepublik um die
,$urdenfrage" herum. Sie schieben dieselbe ¿ls innertürkische Frage ab.
Sje sind sogar bereit, die ,,Garantien" der nirkischen Regienrng zu alaep-
tieren, Gerichtsverfahren gegen Kurden einschließlich des gegen Abdullah
Öcalan wúrden ,,fair" vedaufen. Wie können bund.sde"utiche, verfas-
sunçgebundene Regierungeo nur sich und die eþene Bevölkerung so
täuschen (wollen).

Wolf-Dieter Narr ist Mítherausgeber von Bürgerrechte t polizeilClLlp und
lehrt Politologie an der FIJ Be¡lìn.

1 L)ie Zcit v.25.2.1999
8 lrrankfurtcr lìuntlschau v. 19.2.199

87


